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Massenprotest gegen Speisekammergesetz
Ablenkungsmanöver und Massenbetrug — Nur Volkskontrolle -kann helfen

„Wenn über manches die An¬
sichten auseinandergehen , über
die Forderung der Einheit ist kein
Zweifel , es ist die Forderung der
ganzen Nation .“

Heinrich v. Gagern
„Die deutsche Einheit wie die

deutsche Verfassung können nur
als Resultat aus einer Bewegung
hervorgehen . . .“

Karl Marx
„Aus dem Geist einer mächti¬

gen Volkserhebung muß auch die
Form , die ihn fassen soll , geschaf¬
fen werden .“

Ludwig Uhland

k

Ueber 20 Millionen Haushaltungen
werden in wenigen Tagen die Frage¬
bogen zur Durchführung des Schild¬
bürgergesetzes , das unter dem Namen

Speisekammergesetz u . in Bayern unter
der treffenden Bezeichnung Haferl -
guckergesetz bekannt ist , erhalten .
Das ist also die Antwort einer unfähi¬
gen Bürokratie auf die Massenstreiks
der • westdeutschen Bevölkerung . In
den leeren Speisekammern der Nor¬
malverbraucher sucht man die Lösung
der Ernährungskrise . In Wirklichkeit

. 6011 die hungernde Bevölkerung , deren
Geduld am äußersten Ende angelangt
Ist , damit nur von den wahren Schul¬
digen abgelenkt werden , die nicht nur
in der Bürokratie des Zweizonenwirt¬
schaftsrates , sondern auch der Länder ,Städte und Kreise sitzen . Die Bevölke¬
rung empfindet dieses Speisekammer¬
gesetz als das was es ist , als eine
Farce und als blutigen Spott und Hohn
auf ihren leeren Magen . Ist denn die
Stadtbevölkerung , abgesehen von
Schiebern und Wucherern , sind denn
die kleinen Bauern und Landwirte an
unserer katastrophalen Ernährungs¬
lage schuld ? Neinl Trotz aller Ablen¬
kungsmanöver treten die wahren
Schuldigen immer klarer hervor . Die
sabotierenden Großgrundbesitzer , die
Spekulanten der Nahrungsmittelindu¬
strie u . des Großhandels u . ihre Hel¬
fershelfer in den Wirtschaftsverbänden
und Verwaltungen , an ihrer Spitze der
Hungerdiktator Schlange - Schöningen ,dessen Beseitigung die Werktätigen
ifnmer vernehmlicher fordern , sie sind
es ! Und gegen sie muß sich der Kajnpf
der Werktätigen der Städte , zusammen
mit dem ehrlichen Teil der Landbe¬
völkerung , richten . Nicht durch lächer¬
liche Bürokratenstreiche und provo¬
katorische Ablenkungsmanöver , son¬
dern nur durch eine umfassende Volks¬
kontrolle mit starker Exekutivgewalt
kann die Katastrophe überwunden und
die Erfassung und gerechte Verteilung
der Lebensmittel gesichert werden .

Leider hat der württembergisch -ba -
dische Landtag nicht den Mut gefun¬
den , das Speisekammergesetz abzuleh¬
nen , wie wir es in unserer letzten
Nummer auf Grund einer Meldung
von Radio Stuttgart berichteten . Da¬
gegen scheinen die Bayern doch noch
einen letzten Best von Vernunft be¬
wahrt zu haben , denn eine Dena -Mel-
dun -g besagt , daß das baverische Er¬
nährungsministerium telefonisch bei
den übrigen Ländern der Bizone ange¬
fragt habe , ob diese das Gesetz über¬
haupt durchführen werden .

Das Speisekammergesetz stellt im
Verein mit der katastrophalen Aus¬
hungerungspolitik eine ungeheuerliche
Zumutung an die Bevölkerung dar .

Unsere Leser zum Volkskongreß
In allen Bevölkerungskreisen des

Westens , von den Schachtanlagen
des Ruhrgebietes bis zu den baye¬
rischen Alpen , ist die Volksbewe¬
gung für Deutschlands Einheit und
gerechten Frieden in stetem , anhal¬
tendem Wachsen begriffen . Die Be¬
völkerung Deutschlands gibt un¬
mißverständlich kund , daß sie üi >er
ihren Weg zur staatlichen und po¬
litischen Neugestaltung selbst ent¬
scheiden will und wird . Wir fordern
unsere Leser auf , auch ihren Wil¬
len und ihre Meinung kundzü +un
und uns schriftlich die Frage zu be¬
antworten :

O -TVie stehen Sie zur Ein¬
heit Deutschlands und was
hal 'en Sie vom Deutschen
Volkskongreß für Einheit
und gerechten Frieden ?“

Alle fortschrittlichen Männer ,
Frauen und Jugendlichen beteiligen
rieh durch ihre Zuschrift an dieser
Rundfrage des „Badischen Volks¬
echos .“

Unsummen , die in die Millionen gehen ,
wird der Steuerzahler dafür aufbringen
müssen . Die Tätigkeit der Wirtschafts¬
und Ernährungsämter , wird durch das
Ausgeben , Einsammeln und Bearbeiten
der Fragebogen erheblich gehemmt
werden . Ein Heer von neuen Beamten ,
von Haferlguckern und Speisekam¬
merkontrolleuren , die sich würdig an
die Seite der aus den dunkelsten Ta¬
gen der deutschen Kleinstaaterei be¬
rühmtgewordenen Kaffeeriecher jenes
Preußenkönigs reihen , muß eingestellt
werden . Unmengen von Papier , die
besser für Schulhefte und Lesebücher
für unsere Kinder Verwendung fän¬
den , werden zu wertloser Makulatur
verwurstelt . Die Bevölkerung will zu
essen und verzichtet auf behördliche
Schikanen . Mit der Kommunistischen
Partei lehnen alle fortschrittlichen

Menschen das Speisekammergesetz ab ,da es von den wahren Schuldigen ab¬
lenkt , die Volkskontrolle verhindert
und statt Brot zu schaffen , die Ernäh¬
rungskrise nur noch weiter vertieft .

- t-
Speisekammergesetz eine

Provokation
(EB ) „DieVerkündung des gegenArbel -
ter Und Angestellte gerichteten Speise¬
kammergesetzes empfinden wir als eiife
unerhörte Provokation, “ heißt es in
einer EntscHließung der Belegschaft der
Robert -Bosch-Werke , Stuttgart , die auf
einer Betriebsräteversammlung am
Montag gefaßt wurde . Als Ausgangs¬
punkt zu einer Aenderung der Zu¬
stände fordert die Entschließung das
Mitbestimmungsrecht der Betriebsräte
und Gewerkschaften .

Zur Überwindung des Hungers
Antrag der KPD im württembergisch -badischen Landtag

(EB ) Die 63 .Landtagssitzung befaßte sich
mit der unhaltbaren Ernährungslage ,
gegen welche die Werktätigen und die
Bevölkerung von Württemberg -Baden
in einem mächtigen Generalstreik ih¬
ren Protest zum Ausdruck brachten .
In einem Antrag , den wir nachstehend
im Wortlaut bringen , zeigte die kom¬
munistische Landtagsfraktion auf , wel¬
che Maßnahmen sofort ergriffen wer¬
den müssen , um erfolgreich den Kampf
gegen den Hunger aufzunehmen :

Antrag
Der Landtag wolle beschließen :
Die Regierung zu ersuchen , zur

Ueberwindung des Hungers und zur
Erhaltung der Arbeitskraft folgende
Sofortmaßnahmen einzüleiten :

1 . Sofortige Einführung der Beschäf -
tigtenkarte für alle ' Arbeiter , Ange¬
stellten und Beamten .

2 . Den Ausbau der angeordneten
Ausschüsse zur Kontrolle der gewerb¬
lichen Wirtschaft und Verleihung des
Beschlagnahmerechts bei überhöhten
Lagerbeständen oder nicht angemelde¬
ten Waren . ,

' 3. Ueberprüfung der durchgeführten
Ablieferungspflicht der Bauern und
Bestrafung von böswilligen , säumigen
Ablieferern .

4 . Sofortiger Verkauf der gehorteten
landwirtschaftlichen Maschinen , Ge¬
räte und Kunstdünger an die Bauern ,in dem Ausmaß , wie sie über ihre Ab¬
lieferungspflicht hinaus Lebensmittel
zur Verfügung stellen .

5 . Sofortiger Verkauf der beschlag¬
nahmten Schuhe , Kleider und Haus¬
haltungsgegenstände an die Bevölke¬
rung .

6. Verbot aller weiteren Kompensa¬
tionsgeschäfte .

7. Schärfste Bestrafung aller Firmen
und Personen , die sich weiter an
Schieber - und Kompensationsgeschäf¬
ten beteiligen : a) durch Enteignung
ihrer Betriebe und deren Ueberfüh -
rung in Gemeinbesitz ; bl durch Ar -
beitsvernflichtung beim Wiederaufbau
der zerstörten Städte .

8. Besch 'euniete Vo - lage dös Gi>' “t .
zes über die Durchführung des Mit¬
bestimmungsrechts der Betriebsräte .

2 . Deolscher Volkskongreß am 18. März 1948
Kampf für Einheit ist
demokratisches Recht

(EB ) Auf einer Pressekonferenz , die
der ständige Ausschuß des Berliner
Volkskongresses veranstaltete , ver¬
suchten Vertreter verschiedener west¬
lich lizenzierter Zeitungen und Nach¬
richtenagenturen das Verbot der Vor¬
bereitungen zum Volkskongreß im ame¬
rikanischen Sektor mit Direktiven des
Kontrollrates zu begründen , die jede
nationalistische und chauvinistische
Tätigkeit t !) in Deutschland untersagen .

Professor B r u g s c h wies diesen
Versuch , die Einschränkung der demo¬
kratischen Freiheiten formaljuristisch
zu rechtfertigen , mit dem Bemerken
zurück , daß das Auftreten gegen die
Zerstückelung des Vaterlandes nichts
mit Nationalismus zu tun habe , son¬
dern das unabdingbare Recht jedes
Volkes sei . zumal in den Potsdamer

.Beschlüssen ausdrücklich die Einheit
Deutschlands vorgesehen ist . In Deutsch¬
land neige man dazu , von einem Ex¬
trem ins andere zu fallen . Das Gegen¬
stück zum Nationalismus sei die natio¬
nale Selbstaufgabe . Der Volkskongreß
strebe die Ueberwindung des willen¬
losen „Sichtreibenlassefts “ durch eine
gesunde demokratische Masseninitia¬
tive an . Nur wenn es sich mit demo¬
kratischen Mitteln unbeirrt für seine
nationale Existenz einsetze , könne das
deutsche Volk auf einen gerechten
Frieden hoffen .

Der Sekretär des ständigen Aus¬
schusses , Wolf , wies an Hand der Zahl
und der Parteizugehörigkeit der Dele¬

gierten den überparteilichen Charakter
der Volkskongreßbewegung nach und
kündigte einen Protest gegen die Un¬
terdrückung der demokratischen Frei¬
heit im amerikanischen Sektor an .
Wolf erinnerte in diesem Zusammen¬
hang an die Aeußerung General Clays ,daß zu den unabdingbaren Rechten
eines Volkes auch das Recht zähle , sich
friedlich versammeln zu können .

Widerstände werden hinweg¬
gefegt

(EB ) Der am Grenzübergang nach
Bayern gelegene thüringische Ort
Probstzella hielt zum Wochenende
einen Kongreß für Einheit und gerech¬
ten Frieden ab , dem durch die Teil¬
nahme von Delegierten aus der ameri¬
kanischen Zone besondere Bedeutung
zukam .

Der Landesorganisationsleiter der
LDP in Thüringen , Dr . Elster , ent¬
bot den Delegierten der Westzonen den
besonderen Gruß : „Eines Tages “ , rief
er ihnen zu , „werden alle sich der
Volkskongreßbewegung im Westen ent¬
gegenstellenden Widerstände hinweg¬
gefegt - sein . Berichtet in der Heimat
von dem starken Willen der Ostzone
zur Einheit Deutschlands .“

Nachhaltigen Eindruck ^ hinterließ
auch die Schilderung des Heimkehrers
C a r t k e über die Aufnahme des
Volkskongreßgedankens in den Kriegs¬
gefangenenlagern in der Sowjetunion .
Die . Kriegsgefangenen wollten keine
durch Schlagbäume getrennte Heimat ,
sondern ersehnten ohne Ausnahme ein
wirklich geeintes Deutschland .

7. Tagung des
Parteivorstandes der SED

(EB ) Unter dem Vorsitz von W. - Pieck
und Otto Grotewohl tagte am 1L
und 12. Februar 1948 in Berlin der Par¬
teivorstand der Sozialistischen Ein¬
heitspartei Deutschlands . Wilh . Pieck
gab den Bericht über die Tätigkeit des
Zentralsekretariats , wobei er aus der
Fülle der Probleme und Aufgaben die
große , alles beherrschende Aufgabe
des Kampfes um die Einheit Deutsch¬
lands und einen gerechten Frieden be¬
sonders hervorhob . Die Abmachung
über die Frankfurter Zweizonen -Regie -
rung sind der bisher verhängnisvollste
Schritt zur Zerreißung Deutschlands .
Das Verhalten der westdeutschen Re¬
gierungen zum Frankfurter Wirt¬
schaftsrat entlarvt zugleich den von
Adenauer ausgehenden Vorschlag einer
gesamtdeutschen Beratung der Landes¬
regierungen und -Parlamente als ein
Manöver zur Ablenkung von dem
Frankfurter Verrat an der Einheit
Deutschlands .

Demgegenüber gewinnt die Volksbe¬
wegung für den Deutschen Volkskon -
greß , der am 17 . und 18 . März zum
zweiten Male zusammentreten wird ,eine besonders große Bedeutung . Die
Verbote der Volkskongresse , die Unter¬
drückung der Meinungsfreiheit in den
drei westlichen Zonen und im ameri¬
kanischen Sektor Berlins zeugen da¬
von , daß , alle an der Zerreißung
Deutschlands interessierten und betei¬
ligten Kreise die an Einfluß wachsende
Bewegung für den Deutschen Volks¬
kongreß fürchten . Darin muß der An¬
sporn für die gesamte Partei liegen , in
gemeinsamer Arbeit mit allen demo¬
kratischen Kräften alles daran zu set¬
zen , damit die Tagung des Deutschen
Volkskongresses zu einer machtvollen
Kundgebung des ganzen deutschen
Volkes werde .

Paul Wandel #entwarf in seinem
Referat „Intellektuelle und Partei “ ein
Bild der geistigen Situation der deut¬
schen Intellektuellen und entwickelte
die . Aufgaben zu ihrer "Einbeziehung
in die konsequent demokratische Be¬
wegung .

Walter Ulbricht bezeichnete in
seinem Referat _ über die nächsten
demokratischen "und wirtschaftlichen
Aufgaben den Frankfurter Zweizonen¬
rat als eine Protektoratsregierung des
USA -Imperialismus . Die Sozialistische
Einheitspartei Deutschlands und mit
ihr die KPD der Westzonen halten
demgegenüber unbeirrt an der gesamt¬
deutschen Politik fest , die auf Herstel¬
lung der Einheit Deutschlands und
eine konsequente Demokratisierung
Deutschlands gerichtet ist .

Nach den Referaten fand eine sehr
fruchtbare Aussprache statt , in der
wertvolle Anregungen gegeben und
die Ausführungen der Referenten ge¬
billigt wurden .

FDP Westfalens für deutsche
Einheit

(EB ) Die freien Demokraten West¬
falens haben sich , wie die Zeitung
„Deutschlands Stimme “ meldet , für
Dr . Külz und seine positive Haltung
zur Einheit Deutschlands entschieden .

„Die von Dr . Külz auf dem Berliner
Volkskongreß ausgesprochenen Gedan¬
ken sind auch unsere Gedanken “,
schreibt das in Münster erscheinende
Mitteilungsblatt des FDP Nordrhein -
Westfalen .

CDU nimmt am Volkskongreß
teil

Wie die Pressestelle der CDU mit¬
teilt , haben die Vorsitzenden der Lan¬
desverbände der CDU die Teilnahme
der CDU der sowjetischen Zone am
2 . Deutschen Volkskongreß ia Berlin
am 18. März 1948 beschlossen .
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Demokratisches Grundgebot:
das Volk soll sprechen!

Im Leitartikel des „Morgen “ wendet
sich Dr . Külz am 15. i ebruar gegen die
Pseudo - Demokraten und Spalier
Deutschlands und bezeichnet es als
das elementarste demokratische Grund¬
gebot , das gesamtdeutsche Volk selbst
sprechen zu lassen . Das Ergebnis
würde „ein einstimmiges , klares Be¬
kenntnis zur deutschen Einheit “ sein .

i .Auf dieser gewonnenen festen und
einheitlichen Grundlage lasse man das
deutsche Volk selbständig aufbauen .
Man gebe ihm eine gesamtdeutsche Re¬
gierung , eine deutsche Verfassung und
ein gesamtdeutsches Parlament . Die 17
Ministerpräsidenten , die 157 Minister
und die 2000 Abgeordnete die wir in
den Ländern haben , sind gewiß in
ihrer großen Mehrzahl ehrenwerte
Leute , aber eine gesamtdeutsche Re¬
präsentation sind sie weder für das
deutsche Volk , noch für einen deut¬
schen Staat , noch für einen Frieden
für Deutschland .

Ohne eine demokratische deutsche
Volks - und Staatsvertretung wird sich
für Deutschland niemals die Möglich¬
keit einer organischen Wiedergesun¬
dung ergeben , ebenso natürlich nicht
ohne einen gerechten Frieden . Des¬
wegen ist auf deutscher Seite der Ruf
nach Einheit mit dem nach einem ge¬
rechten Frieden so konnex , daß es un¬
verständlich ist , wie man diesen Ruf
als eine - parteipolitische Aktion miß¬
deuten und mißhandeln kann , anstatt
ihn als das zu würdigen , was er wirk¬
lich ist , als Willenskundgebung eines
durch ein verbrecherisches Regime in
namenloses Elend gestürzten Volkes ,
sich zu neuer Lebensmöglichkeit empor¬
zuarbeiten und sich wieder als nütz¬
liches Glied in die Völkergemeinschaft
der Welt einzuordnen .“

Das Ende des Imperialismus
Die verhängnisvolle Politik auslän¬

discher Imperialisten , deren Folgen
Eich heute in Deutschland bitter be¬
merkbar machen , zeigt , daß es Immer
und immer wieder notwendig ist , auf
die Lehren der Geschichte hinzuweisen .
Audi heute trifft zu , was Lenin be¬
reits nach dem ersten Weltkriege
sagte :

„Wir sehen , wie England und
Amerika — Länder , die mehr als
andere die Möglichkeit hatten , de¬
mokratische Staaten zu bleiben —
sich ebenso wild und verrückt über¬
nommen haben "wie seinerzeit
Deutschland und sich daher ebenso
schnell vielleicht aber auch schneller
noch jenem Ende nähern , das der
deutsche Imperialismus so erfolgreich
vorgemacht hat . Zuerst ist dieser
auf drei Viertel von Europa unglaub¬
lich angeschwollen und hat sich auf¬
gebläht , dann at * r ist er unter Zu¬
rücklassung eines fürchterlidien Ge¬
stanks geplatzt Und diesem Ende
eilen je fz> der englische wie der
amerikanisdie Imperialismus zu.“

WN
Am 22. Februar 1948 findet im

Nationaltheater , um 9 Uhr mor¬
gens , die Generalversammlung s att .
Alle politisch , religiös und rassisch
Verfolgten ■ nehmen an dieser
außerordentlich wichtigen Zusam¬
menkunft ' teil .

Bekannte amerikanische Persönlichkeiten gegen die
USA -Poliik in Westdeutschland

Gegen die Spaltung Deutschlands — gegen Separatfrieden
(PD ) Nachdem vor kurzem der ehe - eigenen Beamten in der Militärregie¬

malige USA - Außenminister Sumner rung gedeckt . Die nazistische Rüstungs -
Weites sich in scharfen Worten gegen industrie ist nicht beseitigt worden ,
die USA -Politik in Deutschland wandte , die deutschen Monopole bestehen wei -
gaben jetzt 37 bekannte USA -Persöa - ter und USA -Konzerne nehmen ihre
lichkeiten eine Erklärung ab , in der alten Verbindungen mit der Monopol -
sie gleichfalls an der gesamten USA - Industrie Deutschlands auf Jtfnd be-
Besatzungspolitik in Deutschland festigen sie , mit Unterstützung der
starke Kritik üben . Unter den Unter - USA -Regierung .
Zeichnern dieser Erklärung befindet Die Spaltung Deutschlands würde
sich c}er Sohn Franklin D. Roosevelts , Konsequenzen von historischer Unge -
Elliot ßoosevelt , der ehemalige Chef heueriichkeit nach sich ziehen , und
der Efekartellisierungsabteilung der die Bestrebungen der zwei auseinan -
USA -Militärregierung James S. Mar - dtergerissenen Teile Deutschlands nach
tin , der frühere Staatsanwalt zur Ab- einer Wiedervereinigung würden Eu -
urteilung der Naznndustriellen L . Pom - ropa in ewige Unruhe versetzen ,
merantz , der ehemalige stv . General - Demgegenüber verlangen die Unter¬
staatsanwalt O . Jon Rogge , der be- Zeichner die Rückkehr zu jener von
kannte Autor Loui Adamic , der Jour - den Alliierten in bezug auf Deutsch -
nalist Leonhard Bernstein , Bildhauer land vereinbarten Politik , deren Vor -
Jo Davidson , der Vorsitzende der Eisen - aussetzung eine einheitliche Gestal -
bahnergewerkschaft A . F . Whitney u . a . tung Deutschlands ist . Sie schlagen
Die Erklärung ist charakteristisch für
die wadisende Opposition in deh
Kreisen der Intelligenz gegen die
USA -Politik in Deutschland .

Unter der Ueberschrift „Die letzte
Chance in Deutschland “ weist die Er¬
klärung auf die gemeinsam gefaßten
Beschlüsse der Alliierten hin , durch
deren Durchführung Faschismus und

folgendes Programm zur Lösung der
Probleme vor :
1 . Kein Separatfriede mit einem Teil -

Deutschland .
2. Die Frage der Reparationen kann

und muß für alle Nationen , welche
gemeinsam gegen Hitler kämpften ,
zufriedenstellend geregelt werden .

Kriegsgefahr ein für alle Male besei - 3. Wir müssen das Versprechen Frank -
tigt werden sollen . Doch das ameri¬
kanische Volk muß endlich die -unan¬
genehme Wahrheit erfahren , daß das
Versprechen von Potsdam nicht erfüllt
wurde und mit dem Versuch des Ab¬
schlusses eines Separatfriedens mit
Westdeutschland ein großer Schritt
vorwärts zum Kriege gemacht wird .
Entgegen der Politik Roosevelts wur¬
den in Westdeutschland die deutschen
Kriegsverbrecher nicht entmachtet und
Nazis und Junker werden durch unsere

lin Roosevelts einlösen :
a) den deutschen Antifaschisten

beim Wiederaufbau eines ein¬
heitlichen und - demokratischen
Staates zu helfen ;

b) die monopolistischen Stützpunkte
in der Wirtschaft Deutschlands zu
zerstören ;

c) die Kriegsverbrecher zu bestra¬
fen ;

d) sämtliche Kriegsbetriebe zu de¬
montieren .

„Protokoll M“ und „Provokation M“
Sensationelle Enthüllungen der Zeitung „Unser Tag “

Lizenzpressc schweigt
Gerade jetzt , da dunkle Elemente Militärregierung in Darmstadt , das der

mit piumpen Fälschungen , wie das Angelegenheit eine sensationelle Wen -
„Protokoll M“ , die deutsche Arbeiter - düng gibt . Das Schreiben lautet :
Bewegung , insbesondere die Kommu - „Wir teilen Ihnen hierdurch mit ,
nistische Partei , provozieren wollen , daß der zugrundeliegende Brief so-
nimmt ein anderer Fall ejnes Provo¬
kationsversuches eine Entwicklung ,die dringend eine endgültige Klärung
erheischt

Wir haben schon mehrfach von der
„Provokation M“ berichtet , jenem my¬
steriösen Angebot von 100 kg Pierin¬
säure , also einem Sprengstoff , das die
Chemische Fabrik Merck , Darmstadt ,
der Kommunistischen Partei in Frei¬
burg machte . Auf eine Anfrage der
KPD im hessischen Landtag ließ der

fort nach Erhalt dem amerikanischen
Armeesicherheitsdienst übermittelt
wurde und daß die Aktion der Firma
Merck auf den Rat und die Anord¬
nung dieser Dienststelle unternom¬
men worden ist . Die Militärregie¬
rung und die Firma Merck sind an
dieser Angelegenheit nicht weiter
interessiert oder beteiligt , die von
der Sicherheitsdienststelle geprüft
wurde .“
Bei dieser Mitteilung verschlägt es

Ministerpräsident antworten , die ganze einem die Sprache . Man wagt kaum
Sache sei „ausschließlich Angelegen - auszudenken , was sie eigentlich besa -
heit der amerikanischen Militarregie - gen wilL Das Schreiben der Militär¬
rung .“ Alle Anzeichen deuten darauf regierung bedeutet keineswegs den
hin , daß hier der klassische Fall einer Abschluß dieser Affäre . Restlose Klar -
Provokation vorliegt Die Ungeschick - heit ist unbedingt erforderlich . Warum
liehkeit der Fälscher und die Wach - schweigt die gesamte lizenzierte
samkeit der Kommunistischen Partei Presse ? Warum enthält sie diese Vor¬
in Freiburg , welche die Manöver gänge ihren Lesern vor ? „Protokoll M“
durchschaute und sich sofort an die und „Provokation M“ stammen beide
Oeffenllichkeit wandte , brachten das aus derselben unsauberen Quelle , Ent -
unverschämte Manöver zum Scheirern . gegen der Absicht ihrer Urheber ha -

Die Zeitung „Unser Tag “ in Offen - ben sie ihre Wirkung verfehlt Der
burg/Baden veröffentlichte am I . 8. Verdacht aber besteht und er richtet
1947 ein Schreiben der amerikanischen sich nicht gegen die KPD .

Dreimächtekonferenzin London
rechtswidrig

„Neues Deutschland “ berichtet in sei¬
ner Sonntagausgabe von einer Erklä¬
rung der Sowjetunion , in welcher die
Einberufung einer Dreimächtekonfe¬
renz nach London als eine Verletzung
des Potsdamer Abkommens und an¬
derer Beschlüsse bezeichnet wird . Die
sowjetische Regierung wird die Be¬
schlüsse , die auf dieser Beratung an¬
genommen werden , nicht als rechts¬
gültig ansehen , denn nach den Verein¬
barungen der vier Großmächte soll die
Verantwortung für die Verwaltung
Deutschlands und die Bestimmung der
Politik Deutschland gegenüber von den
Besatzungsmächten gemeinsam getra¬
gen werden , sodaß ein separates Vor¬
gehen ausgeschlossen ist .

31 Nazi -Staatsanwälte leiten die
Entnazifizierung !

(EB) Wie der Oberbürgermeister der
Stadt Bielefeld bekanntgab , sind beim
Spruchgericht in Bielefeld , also bei der
obersten En tnaziflzierungss teile der
britischen Zone , von 34 Staatsanwälten
nur 31 ehemalige Angehörige der Na¬
zipartei oder einer ihrer Gliederungen .

So also sieht die poü ' ische Säube¬
rung in der britischen Zone aus . Dort
werden offensichtlich vorzugsweise
frühere Pg ’s als Staatsanwälte für die
Durchführung der Entnazifizierung
gesucht .

Neue Pachtkündigungen.
Wie lange noch?

Es ist schon wieder so weit . Auf Ar¬
beiter , Angestellte und andere Werk¬
tätige braucht anscheinend unsere
Bürokratie nicht im geringsten Rück¬
sicht zu nehmen . Hat sich ein Werk¬
tätiger mit vieler Mühe ein Stück¬
chen Land urbar gemacht , dann kommt
irgend ein Amt und nimmt das Land
wieder weg . Wir haben vor drei Wo¬
chen über die Pachtkündigungen in
der Untermühlaustraße berichtet , die
mehrere Belegschaftsmitglieder der
Firma Hutchinson betroffen hat . Nun
wird uns mitgeteilt , daß in derselben
Straße weiteren 25 Kleingärtnern von
heute auf morgen gekündigt wurde .
Am 6 . Februar wurde ihnen mitgeteilt ,daß die Gärten am 14 . Februar geräumt
werden müssen . Das Badische Domä¬
nenamt Heidelberg vergibt das Ge¬
lände an irgendwelche Unternehmen ,die wahrscheinlich ihr Geld , wie üb¬
lich , wertbeständig - anlegen wollen .
Auf die Kleinpächter wird keine Rück¬
sicht genommen . Diese Methoden for¬
dern den schärfsten Protest heraus .
Das Domänenamt ist staatlich , aber
auch die Stadtverwaltung ist hierbei
im Spiele , denn unserem Vernehmen
nach hat die Abteilung Stadterweite¬
rung die Unternehmer eben auf dieses
Gelände verwiesen . Hier muß unbe¬
dingt der Stadtrat eingrelfen und es
muß geprüft werden , ob man nicht
andere Plätze für die betr . Firmen be¬
reitstellen kann , wenn eine Notwendig¬
keit besteht . Es gibt in Mannheim im¬
mer noch genügend Brachland und es
ist nicht einzusehen , warum ausgerech¬
net kleingärtnerisch benutztes Gelände
genommen werden muß . -gr -

Toi lOO Satiren
Karl Marx schreibt das „Kommu¬

nistische Manifest “
Das Frühjahr 1948 bringt der Welt

des Sozialismus eine Reihe von hun¬
dertjährigen Erinnerungstagen : Am
21 . 5 ebruar 1848, zu einer Zeit , als sich
nicht nur die bürgerlich -demokra¬
tische Revolution im feudalen Europa
ankündete , sondern in fortgeschritte¬
neren Ländern , wie Frankreich und
England , bereits die proletarische
Klasse in ersten Aktionen um die Lö¬
sung der sozialen Frage in das ge¬
schichtliche Geschehen eingriff , er¬
schien die erste Auflage des Pro¬
gramms der Kommunistischen Partei ,
„Das Kommunistische Manifest “ , in
deutscher Sprache . Aber nicht nur für
die deutsche Arbeiterbewegung hat
deshalb der Tag des 21 . Februar 1848
eine große historische Bedeutung , son¬
dern es ist der Geburtstag des wissen¬
schaftlichen Sozialismus überhaupt .
In wenigen Jahrzehnten ward die
Schrift in die wichtigsten Sprachen
übersetzt und trotz mannigfacher
Schwierigkeiten gedruckt und ver¬
öffentlicht .

In den revolutionären Bewegungen
des Jahres 1848 tratldie Arbeiterklasse
zum ersten Male in Iler Geschichte der
Menschheit als politisch selbständig
handelnde Klasse mit eigenem politi¬
schen Wollen hervor ; im Kommunisti¬
schen Manifest fand diese neue ge¬
schichtsbildende Kraft des modernen
Proletariats ihre erste klare politische
Zielsetzung .

Aus einer utopisch - revolutionären
Geheimgesellschaft , als radikaler Flü¬
gel des Kleinbürgertums hatte sich der
„Bund der Kommunisten “ geformt ,welcher Marx und Engels auf seinem
Kongreß vom 30. November bis 8 . De¬
zember 1847 beauftragte , ein Programm
des Bundes zu schreiben . Die Revolu¬
tion in Deutschland begann bereits
vernehmlich zu grollen , als am 21 . Fe¬
bruar 1848 das „Manifest der Kommu¬
nistischen Partei “ erschien . Mit ihm
beginnt die Geschichte des wissen¬
schaftlichen Sozialismus .

Zum ersten Male wurde in wissen¬
schaftlicher Exaktheit die Erkenntnis
ausgesprochen , daß die Geschichte der -
Menschheit seit dem Zerfall der ur¬
wüchsigen Gemeinwesen der Ausdruck

des Ringens sozialer Klassen ist , des
Kampfes ausbeutender und unterdrük -
bender mit ausgebeuteten und unter¬
drückten Klassen , und die ursächliche
Gesetzmäßigkeit im Ablauf des Ge¬
schichtsprozesses aufgezeigt .Die höchste
Stufe dieser Entwicklungsgeschichte
bildet der Befreiungskampf der Arbei¬
terklasse gegen den Kapitalismus ;
nicht um neue Formen der Ausbeutung
einer Klasse durch eine andere zu er¬
reichen , sondern zum Bau einer neuen
Gesellschaftsordnung , in der alle Klas¬
senunterschiede aufgehoben und die
Ausbeutung des Menschen durch den
Menschen überwunden ist .

„Ein Gespenst geht um in Europa —
das Gespenst des Kommunismus . Alle
Mächte des alten Europa haben sich
zu einer heiligen Hetzjagd gegen dies
Gespenst verbündet “, so lautet der
erste Satz .

Die Hetze der alten Mächte hat im
Verlauf der 100jährigen Geschichte des
Sozialismus gewiß nicht nachgelassen :
Die Hetze der Publizisten und bestellten
Ideologen des Kapitalismus , der Kampf
mit und ohne Glacehandschuhen , der
„wissenschaftliche “ Kampf der Marx -

Widerleger , Marx -Fälscher und Marx -
Verdreher und der brutale Terror
dann , wenn die Fälschung nicht mehr
ausreichend genug erschien , den Be¬
stand des kapitalistischen Systems zu
garantieren .

Der letzte Abschnitt des Kommuni¬
stischen Manifestes beginnt mit dem
Satz : „Die Kommunisten verschmähen
es , ihre Ansichten und Absichten zu
verbergen “. Wo bieibt da der Raum
für die sogenannten „Kommunistischen
Geheimpläne “ und „Protokolle M“,
welche die kapitalistischen Mächte
und ihre Lakaien fabulieren und fabri¬
zieren , um von der eigenen Schuld an
dem großen Elend des Volkes ab¬
zulenken und ihren antidemokrati¬
schen Feldzügen den Schein der Ge¬
rechtigkeit zu verleihen ?

Die jüngste Geschichte lehrt uns ,
daß die herrschende Klasse keine Mit¬
tel scheut , um den Bestand ihrer fau¬
len und morschen kapitalistischen
Herrschaft zu retten .

Aber die Geschichte lehrt uns noch
mehr : Mit oder ohne Glacehand¬
schuhen , der Kommunismus ist un¬
besiegbar ! Saljn .
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Neue verbrecherische
Provokationen beabsichtigt

Der bekannte Journalist Albert Nor¬
den befaßt sich in einem Artikel der
„Tägl . Rundschau “ vom 22. 1 . mit dem
provokatorischen „Protokoll M“ und
seinen Vorläufern , angefangen von den
gefälschten Schriftstücken des Kölner
Kommunistenprozesses bis zu den
„Protokollen der Weisen von Zion .“ i
Um die Kommunisten außerhalb deS|
Gesetzes zu stellen und sie , welche die
entschlossenen Verfechter der emheit - '
liehen deutschen Volksrepublik sind , zu
diffamieren, , sind neue ungeheuerliche
Dinge beabsichtigt . Norden schreibt ;

„Protokoll M“ ist nicht die erste Pro¬
vokation und wird wahrscheinlich
nicht die letzte bleiben , diejenigen ,
die es fabrizieren ließen , denken an
schlimmere Dinge . Diese kläglichen
Imitatoren von Goebbels wollen das
Erzeugnis ihrer armseligen Phantasie
benutzen , um die Volkskongreßbewe¬
gung zu zerstören und die Kommu¬
nistische Partei in Westdeutschland
zu verbieten . Und gewisse Aben¬
teurer aus dem hanoverschen Par¬
teivorstand diskutieren allen Ernstes
mit Beamten der amerikanischen Mi¬
litärregierung die Frage , ob man
nicht einige amerikanische Offiziere
über die Klinge springen lassen soll ,
um ihre Tötung den Kommunisten
oder den Russen ln die Schahe zu.
schieben .
Es ist Zeit , an alle Deutschen , die

sich ihre Sauberkeit bewahrt haben ,
und vor allem an die - sozialdemokra¬
tischen Arbeiter und Funklionäre ~- zu
appelieren , auf daß sie dieser politi¬
schen Giftmischerei widersagen und
die Quellen verstopfen , aus denen diese
Hetzpapiere ausgespien werden . Das
Lumpenpack , das selber nicht an die
Fälschungen glaubt , aber andere daran
glauben machen will , soll seiner Mach¬
werke nicht froh werden . Die Bewe¬
gung für Demokratie und Sozialismus
ist gleich einem Ozean , der allen
Schmuzu Boden schlägt . Sic erhebt
sich um so . höher , je tiefer ihre Feinde
in der Wahl ihrer Mittel sinken .

Kriegshetzer am Werk —
Was tut die Heimat?

Der Kgf . Eugen Grimm aus Wiesen¬
bach bei Heidelberg schreibt uns :

Aus den deutschen Zeitungen ent¬
nehmen wir , daß wir Kriegsgefangenen
in Rußland Gegenstand einer üblen
Hetze sind . Es braucht sich niemand
Sorgen um uns zu machen . Soweit wir
aus Briefen über die Emährungslage
in Deutschland informiert sind , teoen
wir immer noch bedeutend besser als
die deutsche Bevölkerung . — Viel wich¬
tiger ist es für uns , zu wissen , was in
der Heimat getan wird , um aus der
gegenwärtigen Not herauszukommen
und welche Maßnahmen getroffen wor¬
den sind , um künftige Katastrophen zu
vermeiden . Leider hören wir darüber
nichts erfreuliches . Die Narben des
letzten Krieges sind noch lange nicht
verheilt und wir noch in Gefangen¬
schaft und schon wieder sind die ver¬
antwortungslosen Kriegshetzer am
Werk .

Mit sozialistischem Gruß
gez . Eugen Grimm ,
UdSSR , Lager 7315 '!

Nazi-Pg. wird Bürgermeister
In der schwarzen Ecke unseres Lan¬

des , in Königshofen , stellte die CDU
den Nazi -Pg . und Reichsbahnrat a . D.
Wöriein als Bürgermeisterkandidaten
auf . der auch gewählt wurde . Kurz
vor der Wahi jedoch tauchten in Kö¬
nigshofen Flugblätter auf , die sich in
ziemlich unangenehmer Weise mit der
Person des Herrn Wöriein beschäftig¬
ten . Nach altbekannter Methode ver¬
dächtigte Herr Wöriein sofort die
Kommunistische Partei als Urheberin
dieser Flugblätter . Dieses Manöver
des jetzigen Herrn Bürgermeisters
wird aber durch eine Erklärung der
Kommunisten von Königshofen , daß
weder sie noch die Kommunistische
Partei Verteiler und Verfasser der
Flugblätter sind , zuschanden gemacht .
Indessen ist bekannt , daß selbst ein
beträchtlicher Teil der CDU -Wähier
mit der Aufstellung eines Nazis als
Bürgermeisterkandidaten nicht ein - ,
verstanden war und daß in diesen
Kreisen die Hersteller und Verteiler
des Flugblattes zu suchen sind . Die
Kommunisten werden ihre Stellung¬
nahme gegenüber Bürgermeister Wör¬
iein von seiner wirklich demokrati¬
schen Haltung und seiner Bereitschaft ,
mit allen fortschrittlichen und demo¬
kratischen Elementen Königshofens zu-
aammenzuarbeiten , abhängig machen .

-wi-

Salto mortale der Entnazifizierung
Schreiendes Unrecht gegen kleine Pg’s. - OMGUS durchlöchert Gesetz 104

(VSt .) Die Mitarbeiter an den
Spruchkammern werden nicht wenig
erstaunt gewesen sein , als sie das letzte
Amtsblatt des . Ministeriums für po¬
litische Befreiung Württemberg -Baden
vom Februar 1948 in die Hände ge¬
nommen haben . Noch mehr Ursache ,
zu staunen , werden aber die Massen
der ehemaligen kleinen Pg ’s . haben ,
wenn sie erfahren , daß diejenigen , die
einstmals ihre Verführer waren , nun¬
mehr auf die gleiche Stufe mit ihnen
gestellt und jetzt ohne weiteres zu
Mitläufern werden können .

Das ist , in nackten Worten gesagt ,
der Inhalt des letzten Erlasses des Be¬
freiungsministeriums . Er ist die Folge
der neuen Weisungen von OMGUS
Berlin , deren Durchführung in der
Sitzung des Länderratausschusses für
Entnazifizierung am 30 . Januar 1948 für
die gesamte US- Zone festgelegt wurde .
Die Auswirkung geht dahin , daß die
ehemaligen Herren Amtsträger und
Beamten der NSDAP sowie die Mit¬
glieder des Korps der Politischen Lei¬
ter , soweit sie nicht unter das Nürn¬
berger Urteil fallen , daß u. a . An¬
gehörige der Reichspressekammer ,
der Reichsrundfunkkammer , ja selbst
der Reichstagsfraktion der NSDAP , so¬
weit diese nicht unter die Nürnberger
Gesetze fallen , daß leitende Beamte
des ehemaligen Reichsnährstandes , daß
alle Amtsträger der Arbeitsfront und
leitende Beamte der Wirtschaftskam¬
mern sowie Vorsitzende , ständige
Richter und Leiter der Anklagebehör¬
den der Sondergerichte mit „blüten¬
weißer Weste “ an das Licht des Tages
treten werden .

Man sagt zwar , daß die gesamte
Verantwortung für die anzuklagcnden
Personen der Klasse II beim öffent¬
lichen Kläger liege , betont jedoch
gleichzeitig , daß grundsätzlich alle
diese Personen , ohne Rücksicht auf
Ihre früher gehabten Aemter , Ränge

oder Stellungen innerhalb der NSDAP
und ihrer Gliederungen , in Gruppe IV
eingestuft werden können . Eine Maß¬
nahme , die ein schreiendes Unrecht
gegenüber all den kleinen Pg ’s . darstellt
und mit einem Schlag den politischen
Sinn und Zweck des Gesetzes 104 zer¬
stört . Unter solchen Bedingungen ist
die Befreiung von Nationalsozialismus
und Militarismus , als eine unerläßliche
Vorbedingung für den politischen ,
wirtschaftlichen und kulturellen Wie¬
deraufbau , wie es so schön in der Ein¬
leitung zum Gesetz 104 heißt , einfach
nicht mehr möglich . Das Gesetz selbst
wird durch die hier vorgenommene
Auslegung und Anwendung des Art . 33 ,
Ziffer 4, Absatz 2, in einem Umfang
durchlöchert und negiert , die bei je¬
dem aufrechten Gegner des Nazismus
nur mit Entrüstung entgegengenommen
werden kann . Es scheint , daß man die
Praxis einer Reihe von Kammern , die
es wagten , SS-Führer und Kreisleiter
als Entlastete herauszubringen , und
dafür Antifaschisten , wie Gertrud
Müller , in die Gruppe der Haupt¬
schuldigen einzustufen , zur Allgemein¬
praxis erheben wilL

Wie soll man diesen Versuch , sich
der unangenehmen Aufgabe der Ent¬
nazifizierung durch einen Salto mor¬
tale zu erledigen , mit dem Protest der
Presse gegen jene bekannten Angriffe
des Pfarrers Niemöller auf das Gesetz
Nr . 104 in Einklang bringen ? Frohiok -
kend werden diese Aenderungen nur
von dem kleinen Häufchen der Aktivi¬
sten begrüßt und von jenen Reaktio¬
nären , die diese Aktivisten gerne wie¬
der in Amt und Würden sähen , zum
Schaden einer echten demokratischen
Entwicklung , zum Schaden für die Zu¬
kunft des deutschen Volkes . Der Lan¬
desvorstand der Kommunistischen Par¬
tei wird demnächst zur Frage der wei¬
teren Mitarbeit ihrer Mitglieder in den
Spruchkammern Stellung nehmen .

Des Volkes Meinung
Speisekammergesetz stößt auf allseitige Ablehnung

(EB ) Wenn der Wert und die Güte eines
Gesetzes nach der Beurteilung , die es
beim Volke findet , ermessen werden
kann , dann kann man ruhig sagen ,
daß das Speisekammergesetz ein aus¬
gesprochener Mißgriff war . Getreu
seiflem Grundsatzr „ immer das Ohr
beim Volke zu haben “, stellte das „Ba¬
dische Volksecho “ den verschiedensten
Personen aus allen Kreisen der Be¬
völkerung folgende Frage :

Sind Sie für oder gegen das Speise¬
kammergesetz und was halten Sie
davon ?

Die Antwort stellte übereinstimmend
eine glatte Absage an diese reaktionäre
Mißgeburt dar .

Polizeirat R i s t e r : Ich halte das
Gesetz für falsch . Der kleine Mann
darf nicht befragt werden , man soll die
Lebensmittel beim Bauern holen . Es
wäre notwendig , gewerkschaftliche
Ueberwachungsorgane einzuscfaallen ,
damit die Ware richtig erfaßt und ge¬
recht verteilt wird .

Leiter des Gewerbeamtes Mannheim ,
Wucherpfennig : Ich bin persön¬
lich dagegen . Es wird nur den armen
Teufel treffen , wenn es so durchge¬
führt wird , wie es in der Zeitung steht .
Es wird uns einen Haufen Geld kosten
und der Effekt wird gleich Null sein .

Polizeibeamter Deobald : Wenn
das Gesetz gegenüber den Gewerbe¬
treibenden und den Großbauern ange¬
wendet wird , besteht es zu Recht . Man
könnte dadurch bei der Industrie und
den Erzeugern die wirklichen Bestände
feststellen . Aber sonst dem Normal¬
verbraucher gegenüber ist es ein Ein¬
griff , der nicht gutgeheißen werden
kann .

Bürgermeister B ö 11 g e r ; Ich bin
gegen das Speisekammergesetz , weil
ich mir nicht vorstellen kann , daß da¬
durch mehr Lebensmittel auf den Tisch
des kleinen Mannes kommen .

Hausfräu Wieland : Lassen Sie
mich mit dem blöden Gesetz in Ruhe .
Man verlangt nun von uns , den 199.
Fragebogen auszufüllen . Wenn man
bei mir zu Hause die Lebensmittel¬
bestände überprüfen - will , dann kann
man mir höchstens 1 Laib Brot zu¬
sätzlich mitbringen , damit ich endlich
einmal meine 3 Kinder satt machen
kann . An Stelle unsere nichtvorhan¬
denen Lebensmittel zu suchen , wäre
es besser , wenn T̂nan uns -wirklich die
aufgerufenen Rationen geben würde .

Ich habe von den meiner Familie zu¬
stehenden 5 Zentner Kartoffeln nur 4
Zentner bekommen und soll damit das
ganze Jahr auskommen .

Betriebsrat Geiß (Daimler - Benz ) :
Ich halte es- für einen großen Unsinn ,
weil durch dieses Gesetz die Erfassung
der Vorräte nicht gesichert wird . Die¬
jenigen , die Vorräte besitzen , werden
doch falsche Angaben machen . Man
muß 1. einmal richtig planen , was an¬
gebaut werden muß und 2. dann be¬
stimmen , was abgeliefert werden muß .
Die kleinen Bauern soll man von die¬
ser Aktion ausschalten . Hauptsächlich
die Großgrundbesitzer , die Großbauern
und auch noch die mittleren Bauern
müssen von dem Gesetze betroffen
werden . Aber auch die Industrie muß
genau so streng unter das Gesetz lal¬
len , dann kann man auch den Bauern
die notwendigsten Werkzeuge und Ge¬
brauchsgegenstände liefern .

Beamter des Landeswirtschaftsamtes ,
Stemmler : Wenn man offen spre¬
chen soll , kann man mir sagen , daß
man dieses Gesetz als einen großen
Unsinn ansieht , denn man müßte ja in
jeden Betrieb und in jeden Haushalt
einen Polizeibeamten setzen , um wahr¬
heitsgetreue Angaben zu erhalten .
Schade , um Papier , Arbeit und Zeit ,
um dieses Gesetz , bei dem nichts
herauskommt , durchzusetzen .

Kleiner Geschäftsmann Dietrich ,
Milch , Eier , Butter , J 4a : Ich halte
nichts davon . Derjenige , der was hat ,
meldet es doch nicht ah . Die Bauern
und Großen werden trotz Gesetz nichts
herausrücken .

Amtmann Reichle , Ernährungsamt :
Die aufgewendete Arbeit wird den
evtL Erfolg nicht rechtfertigen .

Wasser statt Milch !
Wie die Landespolizeidirek ' ion mit¬

teilt , wurden bei einer Milchkontrolle
in den Orten Philippsburg , Rheinhau¬
sen , Oberhausen , Rheinsheim , Kirr¬
lach und Hambrücken insgesamt 32
Milchablieferer zur Anzeige gebracht .
Diese hatten der abzuliefemden Milch
durchschnittlich 10—55 Prozent Wasser
zugesetzt .

Hoffen wir , daß eine exemplarische
Bestrafung diese „Ehrenmänner “ von
weiteren Wasserexperimenten ab¬
hallen wird .

Unternehmertricks
Wie die Unternehmerverbände Zu¬

sammenarbeiten , um die Forderungen
der Werktätigen unwirksam zu ma¬
chen , zeigt ein Vorgang , der sich die¬
ser Tage bei der Firma L a n z ereignet
hat . Gelegentlich einer Besprechung
zwischen Betriebsrat " und Direktion
über die Frage einer Betriebsverein -
barung bezog sich die Direktion auf
ein Schreiben , das ihr vermutlich von
der Industrie - und Handelskammer
oder aber von dem entsprechenden
Unternehmerverband zugegangen war .
Darin werden die Unternehmer auf¬
gefordert , Wünsche der Belegschaft
nach einer Betriebsvereinbarung zu¬
rückzuweisen unter Hinweis auf ein
Stillhalteabkommen , das zusammen
mit der Gewerkschaft bei 1 der Firma
Goldschmidt in Mannheim ver¬
einbart worden sei .

Bei der Firma Goldschmidt war es
vor einiger Zeit zu einem Streik¬
beschluß der Belegschaft gekommen
und ein Schiedsgericht sollte die An¬
gelegenheit schlichten . Arbeitsminister
Kohl gab uns auf telefonische An¬
frage folgende Erklärung :

Das Arbeitsministerium sei durch¬
aus nicht mit dem Stillhalteabkommen
einverstanden gewesen . Nachdem je¬
doch der Vertreter der Gewerkschaft ,
Schwarz (Mannheim ) , auf dieser
Vereinbarung bestanden habe , war
von seiten des Arbeitsministeriums
keine Veranlassung mehr gegeben , das
Schiedsgericht anzurufen . Es gehe je¬
doch nicht an , daß sich andere Firmen
in bezug auf Betriebsvereinbarungen
auf das Stillhalteabkommen bei der
Firma Goldschmidt , das einen ganz an¬
deren Sinn habe , berufen .

Diese Erklärung ist eindeutig . Die
Arbeiter bei Lanz und in allen anderen
Betrieben werden sich also durch noch
so gerissene Unternehmertricks nicht
davon abhalten lassen , weiterhin um
den Abschluß von Betriebsvereinba -
rungen zu kämpfen . - t-

Gesundheitsschädlicher Zucker !
Höchst eigenartige Meldungen brin¬

gen verschiedene Blättar -über den
Kubazucker -, der an Stelle des aus¬
gefallenen Fettes an die Bevölkerung
ausgegeben werden soll . Verschiedene
Sendungen sollen nicht nur ungenieß¬
bar , sondern selbst bei kleinen Proben
direkt gesundheitsschädlich sein . Vor¬
erst wird versucht , den Zucker in ver¬
schiedenen Fabriken zu bearbeiten , um
ihn überhaupt gebrauchsfähig zu ma¬
chen . Aus verschiedenen Orten wird
berichtet , daß der Zucker durch In¬
sekten und dergleichen verunreinigt
ist . Die Hausfrauen stellen fest , daß der
bereits ausgegebene Zucker einen star¬
ken Nachgeschmack aufweist . Es wäre
interessant , zu erfahren , wieviel Ver¬
lust die Bearbeitung in den Fabriken
mit sich bringt . Wäre es nicht viel
besser gewesen , statt minderwertigen
Zucker „aus dem Ausland zu beziehen ,
auf das Angebot der sowjetischen Zone
auf Lieferung deutscher ! Zuckers im
Rahmen des Interzonenhandelsabkom¬
mens einzugehen ? Dann wüßte man ,
daß man keinen Ausschuß bekommt ,
den man noch für teures Geld bezahlen
muß ; und es wäre dies der natür¬
lichste Vorgang zur Förderung der
deutschen Wirtschaftseinheit , die an¬
geblich allen am Herzen liegt . - t-

CDU -Diktatur gebrochen
Bei der Bürgermeisterwahl in Ett¬

lingen ging die Aera Theophil des L
ln Scherben . Trotz größtem Aufwand
an Papier , Ueberredungskunst und an¬
deren Mitteln der Stimmern gsmacher
gelang es der CDU nur 3449 S ’immen
für ihren Kandidaten Theophil Kauf¬
mann zu erzielen . Die Bevölkerung gab
ihm für seine verflossene Amtszeit die
Quittung . Der Kandidat des demo¬
kratischen Parteienblocks DVP , SPD ,
KPD wurde mit 4176 Stimmen zum
neuen Bürgermeister gewählt . Der
neue sozialdemokratische Bürgermei¬
ster , A . Rimmelsbacher , hat nun Ge¬
legenheit , die fortschrittlich -demokrati¬
schen Kräfte , die bereits in dar Ge¬
meinderatswahl eine Mehrheit erziel¬
ten , zu fruchtbarer Arbeit zum Wohle
der Stadt Ettlingen zusammenzufünren .
Und Theophil I .? Geht er nun ins Exil
oder wird er , der große Politiker , im
Wirtschaftsrat . nun die Bevölkerung
ganz Bizonesiens mit seiner segensrei¬
chen Tätigkeit beglücken ? Sei dem ,
wie es wolle , die schwarze Diktatur in
Ettlingen ist endgültig gebrochen und
ihr Repräsentant , Theophil Kauf¬
mann , ist vom Diktatorensessel ge¬
stürzt . Die Ettlinger Bevölkerung
atmet auf , und die fortschrittlichen
Kräfte werden mit allem Nachdruck
daran gehen , eine wirklich demokra¬
tische Selbstverwaltung aufzubauen .

/
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Wo die Polizei vergeblich
zugreift!

Seit einiger Zeit befindet sich die
Polizei in fieberhafter Aktivität . Ham¬
stererzuge werden kontrolliert , Bahn -
hofsrazz *en durchgeführt . Da schnappt
man einen Mann , der einen gefärbten
Uniformmantel für 800 RM abstoßen
wollte , dort findet man Rasierklingen ,
Lebensmittel u . Wolisachen . Dies alles
findet man in den Situationsberichten
der Landespolizeidirektion . Nun möch¬
ten wir ihnen aber zeigen , was die
Berichte nicht aufführen :

Am 10. 9. 47 beschlagnahmte die
Polizei in Mannheim 10 nagelneue
Fahrräder , die gerade per Schiff nach
Köln transportiert werden sollten . Die
Fahrräder trugen keine Firmenmarke ,
man konnte aber später feststeilen ,
daß sie aus einer bayerischen Fabrik
stammten . Für den Transport waren
keinerlei Warenbegleitscheine vorhan¬
den so daß klar ersichtlich war , daß
sie in Köln schwarz verjokelt werden
sollten . Die Polizei stelte die Räder
sicher und die Untersuchung ergab ,
daß die „Vereinigten Glaswerke “ in
Mannheim -Waldhof diese Räder ohne
Genehmigung nach Köln schaffen
.wollten .

Am 10. Februar 1948 wurde die Po¬
lizei vom Landeswirlschaftsamt auf¬
gefordert , die Räder freizugeben , da
sie dringend für Kompensationszwecke
gebraucht würden . Resümieren wir :
Die Räder wurden vor fünf Monaten
im Auftrag der Fa . „Vereinigte Glas¬
werke “ aufs Schiff gebracht , um nach
Köln verschoben zu werden . Eine un¬
gesetzliche Handlung ! Nach 5 Monaten
legalisiert das Landeswirtschaftsamt
diese ungesetzliche Handlung , indem
es die Freigabe der beschlagnahmten
Räder fordert .

“ Sehen Sie , meine Herren
von der Landespolizeidirektion , des¬
wegen sehen wir eure „Großaktionen “
mit einem nassen und einem trockenen
Auge . Sie haben zwar das Recht , von
Maier 4 Pfund Rohtabak und von
Müller 2 Pfund Speck zu beschlagnah¬
men . Wir haben auch nichts dagegen ,
wenn Sie der Frau Kunze aus dem
Rheinland 8 Bratpfannen abnehmen ,
weil wir wissen , daß die vielen Maiers ,
Müllers und Kunzes summa summarum
eine ganze Menge Rohtabak , Speck
und Bratpfannen ergeben .

Aber uns wäre es lieber , wenn Sie
die Fabriken , die 10 Fahrräder oder 50
Maschinen oder 5000 m Stoff unter
dem Deckmantel der Kompensation
verschieben , fassen und wenn Sie auch
gleichzeitig den Beamten des Landes¬
wirtschaftsamtes , der solche ungesetz¬
liche Handlungen „gesetzlich “ macht ,
unschädlich machen würden .

' - wi -

'Umständlichergeht’s nicht
Eine Verkäuferin schreibt uns :

„Für jede
’
Berufsgruppe wird ge¬

sorgt um erleichterte Arbeit , nur bei
den Lebensmitte !Verkäuferinnen -nind
- Verkäufern hat man keine Einsicht .
Mit jeder neuen Kartenperiode macht
man uns die Arbeit schwerer und um¬
ständlicher , man nimmt auf unsere
•Nerven keine Rücksicht . Bald für je¬
den aufgerufenen Abschnitt muß noch
ein Kontrollabschnitt abgeschnitten
.Werden .

Tag und Nacht könnte man verwen¬
den , um die Marken aufzukleben . Wo
bleibt unsere Freizeit , unser Feier¬
abend ? Gegenwärtig zum Beispiel ist
es ganz drollig . Es gibt Rohzucker . Bis
zum Abend könnte man ein Idiot sein .
Für 850 Gramm Zucker gehen allein
sieben Abschnitte an einer Karte ab .
Wozu dieser Umstand ? - - da kann man
auch sagen : warum denn praktisch ,wenns umständlich besser geht .“

Zum Schluß wünscht unsere Einsen¬
derin , daß die Herren , die diese Anord¬
nungen treffen , selbst einmal sechs
Tage hinter dem Ladentisch stehen sol¬
len , dann würde vielleicht manches an¬
ders Wir meinen , wenn diese Herren
so arbeiten und hungern müßten wie
das Volk , dann würde vielleicht tat¬
sächlich manches anders .

Zusammenarbeit führt zum Er'olgl
Arbeiterkandidaten bei den Bürgermeisterwahlen in Nordbaden

SPD und KPD für die gemeinsame Sache der Arbeiter
Die Bürg ^rmeisterwahlen in Nord¬

baden zeig lernen einer Reihe von Fäl¬
len , wie stark bereits der Wille bei
den sozialdemokratischen Mitgliedern
zur Einheit der Arbeiterbewegung ist .
Während es bei den Gemeinde - und
Stadtratswahlen nicht einmal möglich
war , eine Listenverbindung beider Ar¬
beiterparteien zu erzielen , weil dies
die sture Haltung der sozialdemokra¬
tischen Leitungen untersagten , wodurch
der Arbeiterschaft eine Anzahl von
Mandaten verloren ging , dagegen aber
den bürgerlichen Parteien zugute
kamen , zogen daraus viele sozialdemo¬
kratische Ortsgruppen bei den Bürger ;-
meisterwahlen die einzig richtige Kon¬
sequenz und einigten sich mit den
Kommunisten auf gemeinsame Kandi¬
daten . Wo dies zustande kam , wurde
verhindert , daß ein bürgerlicher Kan¬
didat durchging , sondern der gemein¬
same Arbeiterkandidat gewählt wurde .

Hockenheim ist hierfür ein leuchten¬
des Beispiel . In offener genossen¬
schaftlicher Aussprache kommunisti¬
scher und sozialdemokratischer Funk¬
tionäre einigte man sich auf ein Mi¬
nimalprogramm der zukünftigen fort¬
schrittlichen Kommunalpolitik : Der Er¬
folg war bei der Wahl ein überwälti¬
gender . Die Einwohner und Wähler -c
schaft Hockenheims sahen hier zum
ersten Male den geschlossenen Einsatz
beider Arbeiterparteien für eine ge¬
meinsame fortschrittliche Sache und
der gemeinsame Kandidat der Sozial¬

demokraten und Kommunisten wurde
mit großer Mehrheit gewählt .

Von Bedeutung ist hier noch , daß
der bürgerliche Kandidat bei der Stich¬
wahl 1000 Stimmen verlor , wovon der
Arbeiterkandidat 400 gewann . In
Ketsch , wo der kommunistische Kan¬
didat mit dem CDU -Kandidaten in die
Stichwahl kam , einigten sich die Kom¬
munisten und Sozialdemokraten bei
gemeinsam abgehaltenen Sitzungen auf
ein fortschrittliches Minimalprogramm .
Ein gemeinsamer Aufruf an die Wäh¬
lerschaft von Ketsch hatte zur Folge ,
daß sich die Bauernvereinigung sowie
die Schaffenden der DVP anschlossen
und bei der Wahl geschlossen für den
Arbeiterkandidaten , einen Kommu¬
nisten , eintraten , der mit großer Stim¬
menmehrheit gewählt wurde .

Einen geradezu stolzen Erfolg ge¬
meinsamen einheitlichen Handelns bei¬
der Arbeiterparteien zeigte das Re¬
sultat in Singen bei Pforzheim . Dort
siegte der Arbeiterkandidat , ein
KPD -Mann , schon im ersten Wahl¬
gang gegenüber dem CDU -Kandida¬
ten . Dieses geschlossene Auftreten
der beiden Arbeiterparteien hatte zur
Folge , daß die CDU gegenüber den
Gemeinderatswahlen Stimmen von
Arbeiterwählern verlor , welche rest¬
los dem gemeinsamen Kandidaten der
Kommunisten und Sozialdemokraten
zugute kamen . Diese Beispiele zeigen ,daß . wo der Wille zur Arbeitereinheit
zur Tat wird , der Einfluß und der
Vormarsch der Arbeiter sowie aller
Schaffenden zum Erfolg führt . - ri -

ihn dazu , sich zu verantworten und
sich mit unseren Beschuldigungen auS-
einanderzusetzen . Ziemlich san <*- und
klanglos verschwand er daraufhin von
der Bildfläche .

Und nun hören wir wieder von ihm
durch eine Notiz in den „Stuttgarter
Nachrichten “ vom 24. 1. 48, wonacn der
31jährige verheiratete F . Krüger , vor¬
mals Gefängnisdirektor in Karlsruhe ,
Ludwigsburg , Bruchsal und Mannheim ,
vom amerikanischen Militärgericht in
Göppingen wegen Waffenbesitz zu 18
Monate Gefängnis verurteilt wurde .
Der Kreislauf hat sich vollendet . Krü¬
ger ist wieder im Gefängnis gelandet ,woher er kam und wohin er auch ge¬
hört , aber nicht als Gefängnisdirektor ,
sondern als Gefangener .

Augenfällig drängt sich hieraus die
Lehre auf , daß nicht alles Gold ist ,
was glänzt . Auch heute noch sind viele
Krüger in den Verwaltungen und wir
werden uns niemals durch einen fal¬
schen Respekt , der in Wirklichkeit
nichts anderes ist als der alte , ver¬
dammte Untertanengeist , dazu verlei¬
ten lassen , zu schweigen , wo man
sprechen muß , und bauliche Geschwüre
und Eiterbeulen zu übersehen , die man
aufstechen und beseitigen muß . - t-

upc

Wertvolle Lebensmittel dem Verderb preisgegeben
5600 kg Trockenmilch als Hiihnerfutter

Aus Zeitungsberichten und Rund¬
funk hat die Bevölkerung mit Erregung
davon Kenntnis genommen , daß schon
seit Anfang Dezember bei der Firma
Huber & Co . , Mannheim -Industrie¬
hafen , größere Mengen Trockenmilch
lagern und daß gleich bei Ankunft
derselben festgestellt wurde , daß 56
Fässer , d . h . 5600 kg Trockenmilch , be¬
schädigt waren . Die Firma meldete
sofort diesen Tatbestand , wobei aller¬
dings fraglich ist , ob die Meldung auch
wirklich an die „kompetente “ Stelle
anlangte , was bei der Vielzahl voir
Aemtem und Behörden und Instanzen
nicht verwunderlich ist . Auf jeden Fall
rührte sich auf die Meldung der Firma
Huber & Co. nichts und wertvolle Wo¬
chen verstrichen , während denen die
Bakterien ihr Zerstörungswerk begin¬
nen konnten .

Endlich griff man mit gewohnter
amtlicher Klarheit ein und erklärte die
Trockenmilch kurz und bündig zum
Hühnerfutter . Ein beträchtlicher Teil
davon , wurde verschiedenen Hühner -
haltem aus Mannheim und Umgebung
geliefert , aber die Hühnerhaiter ließen
sich absolut nicht von der Bezeichnung
„Hühnerfutter “ davon abhalten , die
Trockenmilch menschlicheren Zwecken
zugänglich zu machen . Einer war ge¬
rade dabei , verschiedene Päckchen ,
wahrscheinlich für Verwandte und Be¬
kannte , fertigzus ' ellen , als die Polizei
erschien . Die Hühner werden sich
sicherlich darüber nicht gefreut haben .
Ein gewisser Teil des Hühnerfutters
ging auch auf den „Schwarzen Markt “ ,
ohne daß den Käufern der Unterschied
zwischen Hühnerfutter und guter Trok -
kenmilch aufgefallen wäre .

Die Polizei ließ Stichproben aus den
bei den Hühnerhallern beschlagnahm¬
ten Beständen untersuchen und sie
wurden für den menschlichen Genuß ,

zum mindestens für Großverbraucher ,
Werkküchen etc . einwandfrei befun¬
den . Allerdings wurde zwei Tage später
der erste Befund -von der untersuchen¬
den Instanz , nämlich der Städt . Emäh -
rungs - Ueberprüfungsstelle , wieder um¬
gestoßen und die Milch für verdorben
erklärt . Wir hörten aber läuten , daß
unterdessen die Stadt . -Ernährungs -
Ueberprüfungsstelle „interessierten Be¬
such “ empfangen hatte .

Noch eine „ geheimnisvolle “ Angele¬
genheit , die blitzlichtartig die gesamte
Situation beleuchtet . Gleich nachdem
bekannt wurde , daß die Polizei sich
des Falles bemächtigt hatte , wurden
die Hühnerhaiter von einer gewissen
Firma Angelmeier , die in enger Be¬
ziehung zum Milch - , Fett - und Eier¬
wirtschaftsverband steht , gewarnt . Ein

. Hühnerhaiter rührte darauf sofort 5
Zentner des kostbaren „Futters “ an ,
ein anderer wurde gerade beim „Um¬
packen “ von der Polizei überrascht .
Leider konnte man bisher noch nicht¬
feststellen , wer eigentlich von der
Firma Angelmeier aus angerufen hatte .

Wir machen uns über den Ausgang
dieser Geschichte keinerlei Illusionen .
Es wird niemand , außer ein paar klei¬
nen Wichten , gefaßt werden . Das ist
zwar verwunderlich , wenn man be¬
denkt , daß die maßgeblichen Behörden
zwei Monate warteten , bevor man die
beschädigten Fässer Trockenmilch
schlicht und einfach zum „Hühner¬
futter “ erklärte . Hätten diese Behör¬
den schneller reagiert , dann wäre ein
Großteil der Milch zu retten gewesen .
Aber Schwamm darüber ! Dieses Mal
hätten beinahe die Hühner gelacht ,
der Amtsschimmel rollt sich vor La¬
chen . Die empörten Verbraucher aber
werden dafür sorgen , daß den Büro¬
kraten in Frankfurt und anderswo ,
die ihn mit solcher Ausdauer reiten ,
das Lachen vergeht .

" -wi -

Bezirkskonferenz
der Betriebsarbeiter

Samstag , den 21. Februar vorm .
10 Uhr , Mo' orenwerke Mannheim ,Ecke Waldhof - und Karl -Benz -
Straße

Arbeltsminister Rudolf Kohl
über das Mitbestimmungsrdcht ,
Gewerkschaftssekreär Paul Schreck
über die Einheit der Gewerkschaf¬
ten . Alle Betriebsarbci fer aus dem
Bezirk Nordbaden kommen zu die¬
ser wichtigen Konferenz .

KPD Bezirk Nördbaden

Gefängnis für Gelang nlsdiick/or
Franz Krüger , ehemals Gefänsnisdirektor in Ludwigsburg , Karlsruhe ,

Bruchsal und Mannheim zu 18 Monaten verurteilt
Unsere Leser erinnern sich noch leb¬

haft jenes Kampfes , den wir ausfach¬
ten mußten , um aus dem badicchen
Strafvollzug eine an einflußreicher
Stelle stehende Person zu entfernen ,die wir damals ganz offen .als Hoch¬
stapler bezeichneten . Franz Krüger
war Direktor der Strafanstalt in
Karlsruhe und später in Bruchsal , als
wir unsere Angriffe gegen ihn er¬
hoben und auch nicht verhehlten , daß
höchst seltsame . Zus ' ände in einem
Verwaltungsapnarat herrschen müssen ,
wo derartige Persönlichkeiten d “o Ton
angeben können . Und Krüger gab den
Ton an . Er entließ auf unsere Artikel¬

serie hin einige Beamte , richtete einen
ausgeklügelten Soitzeldienst ein und
verstieg sich , gestützt auf maßgebliche
Protektion , zu der Drohung , er werde
unser Blatt verbieten ' lassen . Doch das
„Badische Volksecho “ ließ sich nicht da¬
rin beirren , weiterhin die Dinge auszu¬
sprechen wie sie sind . Die Bruchsaler
Bevölkerung und die Beamten , ja so¬
gar das Justizministerium , wußten uns
Dank dafür , daß wir kein Blatt vor
den - Mund nahmen . Nachdem seine
Stellung in Bruchsal unhaltbar gewor¬
den war . wurde Krügpr kommissarisch
als Direktor im Landesgefängnis in
Mannheim eingesetzt . Wir zwangen

Akrobat schö-ö-ö-ön!
Wenn ein Bürgermeister während

seiner Amtszeit versagt hat , dann tut
er gut daran , sich nicht wieder zur
Neuwahl zu stellen . Am allerwenig¬
sten dann , wenn diese Wahl durch die
gesamte Bevölkerung vorgenommen
wird .

Herr Dr . Gail, seines Zeichens gewe¬
sener Bürgermeister in Schwetzingen ,hat hier ganz gut geschaltet . Er wußte ,daß seine Tätigkeit als Bürgermeister
von Schwetzingen die richige Würdi¬
gung von seiten der Bevölkerung fin¬
den würde und hat auf eine erneute
Kandidatur verzichtet .

Doch Herr Dr . Gaa hat auch in an¬
derer Weise richtig geschaltet . Er
kennt seine Leute von der , ach , so
christlich - demokratischen Union und
bewarb sich um den Posten eines
Landrates im Landkreis Mannheim .

Und siehe da , Herr Dr . Gaa hat sich
in der Verbundenheit mit seinen Par¬
teigängern nicht getäuscht und fand
sogar in den DVP -Kreistagsabgeord -
neten noch Dumme .

So ergibt sich nun dasselbe Bild , daß
ein Bürgermeister -Versager nicht von
der politischen Arena verschwindet ,
sondern ! zum Landrat aufrückt .

Wir hoffen und wünschen , daß in
sechs Jahren die Wahl des Landrats
ebenfalls durch die Bevölkerung und
nicht durch Parteifreunde vorgenom¬
men wird . Wir sind heute schon gewiß ,
daß dann Herr Dr . Gaa nicht wieder
als Lgndratskandidat auftritt . —wa—

Ein Volkssehädling
In Wallstadt wurde ehemaliges All -

mendgeiände sn Kleingärtner ver¬
geben . Einer der bisherigen Pächter
dieses Geländes , der Metzgereibesitzer
Jakob Reissiegel , nahm dies zum An¬
laß , um 8 Obstbäume , Zwetschgen - ,
Aepfel - und Bimenbäume , Welche noch
im vorigen Jahre eine reiche Ernte
gegeben hatten , glattweg abzusägen .
Dieser ehemalige SS-Reitersturmmann
hat durch diese verwerfliche Handlung
seine verbrecherische , nazistische Ge¬
sinnung offen gezeigt . Die abgesägten
Obstbäume waren weder sein Eigen¬
tum , noch hat er sie eingepflanzt . Reis¬
siegel vertritt die Auffassung , „wenn
es nur mir reicht “ . Wir verlangen , daß
die Stadt Mannheim , die jetzige Eigen¬
tümerin der Grundstücke , energisch
gegen diesen ehemaligen SS-Mann
vorgeht KPD Wallstadt

Wir suchen für unsere Büroräume
einige Putzfrauen gegen ’ gute Be¬
zahlung .

KPD -Bezirksvorstand Nordbaden
Mannheim - S 3,10
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